
V ZR 62/54
Verkündet 

sm 22, Pefcruar 1956 
Hoffmeister, Just® Ang« 
als Urkundsbeamter der 

Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

des Zimmerers Ludwig p
V ] , in L (Kreis

Klägers, Berufungsbeklagten und Revisionsklägers,
~ Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Br«

gegen

den Schlachtermeister Max 
(Kreis in L

;• ' Beklagten, Berufungskläger 
und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt: Prof«,

hat der V« Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 9o Bezember 1955 unter Mitwir­
kung des Senatspräsidenten Br« Tasche und der Bundesrich­
ter Schuster, Br. Oechßler, Br. Großmama und Br. Spieler

für Recht erkannt*

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des 4* Zivilsenats des Oberlandesgerichts in 
Oldenburg vom 15* Pebruar 1954 aufgehoben«
Bie Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung an den 3« Zivilsenat des Berufungs­
gerichts zurückverwiesen, dem auch die Entschei­
dung über die Kosten des Revisionsverfahrens 
übertragen wird«

Von Rechts wegen



Tatbestand %

Der Kläger, dessen Bruder Tebbe Schwiegersohn des 
Beklagten ist, hat dem Beklagten am 21* Februar 1950 
zu nobariellem Protokoll seinen in gelegenen
Grundbesitz von 17>30 a für 5 000 DM verkauft und dabei 
mit dem Beklagten vereinbart, daß dieser in Anrechnung 
auf den Kaufpreis die im Grundbuch eingetragenen Hypo­
theken von 2 000 und 3 000 DM übernehmen, eine bare Aus­
zahlung aber nicht erfolgen solle«

Der Kläger hat, nachdem Streitigkeiten zwischen 
den Parteien »entstanden waren und der Beklagte das 
Grundstück am 13- Februar 1952 an den Malermeister 
M^m^weiterverkauft hatte, Klage mit der Behauptung 
erhoben, der Vertrag sei im Einverständnis der Parteien 
nur zum Schein abgeschlossen worden ; der Klager habe 
seine Erklärungen in der begründeten Erwartung abgege­
ben, daß der Beklagte den Mangel der Ernstlichkeit er­
kennen würde; der Kläger habe den Grundbesitz dem Be­
klagten nur als Treuhänder anvertrauen wollen; der Be­
klagte sei seinen Verpflichtungen aus dem Vertrage 
nicht nachgekommen, deswegen sei der Kläger vom Ver­
trag zurückgetreten; der Vertrag verstoße gegen die 
guten Sitten, sei aber auch deswegen nichtig, weil der 
Beklagte die Notlage des Klägers ausgebeutet habe« Der 
Kläger hat beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, dem Kläger das 
im Grundbuch von Band O  Bl 2 0  ein­
getragene Grundstück zu übereignen®

Der Kläger macht hilfsweise geltend, der Beklagte müsse 
einen Betrag von 2 000 DM aus der übernommenen gleich­
hohen Hypothek bezahlen, die schon zurückgezahlb gewe­
sen sei und dem Kläger als Grundschuld zustehe« Außer-
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dem könne der Kläger vom Beklagten weitere 706 DM ver­
langen- die der Kläger für den Beklagten für Steuern, 
Lastenausgleichsbeträge und Kosten aufgewendet habe» 
Endlich sei der Beklagte bei Rechtsbeständigkeit des 
Kaufvertrages weiterhin verpflichtet, den Kläger von 
seiner Verbindlichkeit aus der Hypothek zu 3 000 DM 
zu befreien«.

Der Kläger hat demgemäß hilfsweise beantragt, den 
Beklagten zur Zahlung von 2 706 DM und zur Herbeifüh­
rung der entsprechenden Befreiung zu verurteilen.

Der Beklagte hat beantragt,
i ■ • *• • • r
die Klage abzuweisen.

Er hät einen Scheinvertrag, ein TreuhandVerhältnis, 
einen gegen die guten Sitten verstoßenden Vertrag ver­
neint und darauf hingewiesen, daß er im Einverständnis 
mit dem Kläger Leistungen an den Kläger gemacht und ge­
gen die Zahlungen des Klägers verrechnet habe.

Das Landgericht hat für erwiesen erachtet, daß der 
Kaufvertrag ein Scheingeschäft gewesen sei. Er hat dem­
gemäß den Beklagten verurteilt, die Wiedereintragung des 
Klägers als Eigentümer des Grundstücks im Grundbuch zu 
bewilligen. Die Klage auf Übereignung (Rückauflassung) 
hat es abgewiesen.

Auf die Berufung des Beklagten hat das Oberlandes­
gericht den Hauptantrag der Klage ganz abgewiesen. Auf 
den Hilfsantrag hat es den Beklagten zur Zahlung von 
2 000 DM (Grundschuld) verurteilt, im übrigen auch den 
Hilfsantrag abgewiesen.

Mit der Revision erstrebt der Kläger die Wieder-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


~ 4 ~

herstellung des landgerichtlichen Urteils. Der Beklagte 
bittet um Zurückweisung der Revision«

Entgeheid ungsgründ e%

A.

Das Berufungsgericht führt aus, die Parteien hätten 
den Kaufvertrag über das strittige Grundstück unter Be­
dingungen geschlossen, die bei einem solchen Vertrag üb­
lich seien« Die Behauptung des Klägers, der Vertrag sei 
nur zum Schein abgeschlossen, bedürfe deswegen eines kla­
ren Beweises« Diesen Beweis habe, wie das Berufungsge­
richt im einzelnen erörtert, der Kläger nicht erbracht® 
Auch der Zahlungsanspruch sei nur insoweit begründet, 
als der Kläger die ihm zustehende zur Grundschuld gewor­
dene Hypothek um 2 000.DM geltend mache § der über schießen­
de Betrag von 706 T)M aus dem Hilfsantrag sei mit Leistun- 
gen des Beklagten für den Kläger verrechnet worden«

B«

Die Revision rügt Verletzung des § 286 ZPO, der 
§§ 117, 118, 138 BGB sowie der Beweislastregeln, Denk- 
gesetse und Brfahrungssätze® Die Würdigung- der Revi-. 
sionsangriffe ergibt*

a) Das Berufungsgericht führt aus, an der ursprüng­
lichen Absicht der Parteien, einen ernsthaften Vertrag 
abzuschließen, sei angesichts des vorangegangenen Brief­
wechsels und der Aussage des Zeugen Tebbe kein
Zweifel. Der Zeuge habe Anfang 1950 den Beklagten darauf 
hingewiesen, daß der Kläger sein Grundstück für 8 000 DM 
verkaufen wolle. Der Einwand der Revision, der Zeuge höbe, 
was zutrifft, ausdrücklich erklärt, er (Zeuge) habe da­
mals noch nicht gewußt, daß der Kläger einen Scheinver-
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trag habe schließen wollen, greift nicht durch« Nach 
der Aussage des Zeugen sagte der Kläger später zu ihm, 
er hatte sich die Sache so überlegt, daß er den Vertrag 
nur zum Schein abschließen wolle /T82 R GA/* Das Beru­
fungsgericht, das zunächst die ursprüngliche Absicht 
des Klägers erörtert, konnte diese im obigen Sinn der 
Zeugenaussage entnehmen«

b) Bas Oberlandesgericht erwägt weiter, es sei un­
wahrscheinlich, daß der Beklagte, der in seinem bisheri­
gen Wohnort arbeitslos gewesen sei und keine Aus­
sicht gehabt habe, noch Arbeit zu erhalten, seine Y/oh- 
nung in aufgegeben und den Umzug nach Ostfries­
land gemacht hätte, nur auf Grund eines Scheinvertrages, 
bei dem er Gefahr lief, jeden Tag seine Unterkunft auf­
geben zu müssen- Die Revision weist demgegenüber darauf 
hin, daß die Parteien zwei Tage nach dem notariellen 
Vertrag einen Mietvertrag abgeschlossen haben, kraft 
dessen der Kläger als "WohnungseigentÜrner” in dem ver­
kauften Hause eine Wohnung, bestehend aus zwei Zimmern, 
Waschküche und Abstellraum, für eine Monatsmiete von 
18 DM dem Beklagten vermietete, wie der Kläger behaup­
tet, wegen der Scheinnatur des Kaufvertrages, während 
der Beklagte ausführt, die Parteien hätten sich von 
diesem Vertrag einen Schutz für den Beklagten verspro­
chen, falls es zur Zwangsversteigerung kommen sollte«
Der Vertrag habe, meint die Revision, dem Beklagten Mie­
terschutz geboten. Mit diesen Erwägungen wendet sich 
die Revision gegen die dem Tatrichter vorbehaltene Be- 
weiswürcigung, in die das Revisionsgericht nicht ein- 
greifen kann« § 286 ZPO ist nicht verletzt, da das Be­
rufungsgericht sich des Bestehens des Mietvertrages 
bewußt war, wie seine späteren Erörterungen über den 
Sinn dieses Vertrages zeigen. Wenn die Revision glaubt, 
das Berufungsgericht habe hier auch übersehen, daß der 
Beklagte an einem Wegzug von wegen Paraiüen-
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Streitigkeiten interessiert gewesen sei, so mißversteht 
es die Ausführungen des Oberlandesgerichts« Dieses be­
schäftigt sich hier nicht mit dem Beweggrund für das 
Wegziehen von Harburg, sondern behandelt die Frage, ob 
der Beklagte eine genügend sichere Rechtsgrundlage für 
das Wohnen an dem beabsichtigten neuen Wohnsitz für ge­
geben erachten konnte»

Das Berufungsgericht verwendet bei seiner Beweis­
würdigung hier auch die Aussage des Klägers in einem 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahren, das gegen ihn 
mit der Beschuldigung der Verschleuderung der Familien­
habe (§ 170 a StGB) wegen des GrundstücksVerkaufs ein­
geleitet wurde« Ob die - für einen ernstlichen Verkauf 
sprechende - Einlassung des Klägers im Ermittlungsver­
fahren in ihrem Beweiswert durch die Notwendigkeit, 
sich zu verteidigen, gemindert oder ausgeschlossen war,
hatte allein der,Tatrichter zu entscheiden-* % 1

*
c) Für die Beweiswürdigung des Berufungsgerichts 

spielt es eine Rolle, daß der Beklagte sich verschie­
dentlich, unter anderem bei einem Versieherungsunter­
nehmen, bemüht hat, darlehensweise Geld zu erhalten, 
das nach der Behauptung des Beklagten dazu dienen soll­
te, die dem Kläger zustehende Hypothek von 2 000 DM 
wegzufertigen, während der Kläger behauptet, der Beklagte . 
habe den Darlehensbetrag seinerseits an ihn als Darlehen 
weitergefcen sollten, weil die Parteien geglaubt hätten, 
der Beklagte könne es zu billigerem Zinssatz erhalten 
als der Kläger« Das Berufungsgericht hat entgegen der 
Aussage des Zeugen Tebbe F ^ f l U  hier die Behauptung 
des Beklagter, als erwiesen erachtet, wobei es sich u«ä« 
darauf stützte, daß der Kläger in der Klage ausgeführt 
hatte, der Beklagte habe ihm vor Abschluß des Kaufver­
trages zugesagt gehabt, ihm die 2 000 DM Eigentümer­
grundschuld bald aus Mitteln zu zahlen, die ihm (dem
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Beklagten) Freunde in H g p [ |  zur Verfügung stellen 
würden, und weiter darauf, daß der Kläger Tebbe

als Zeugen dafür benannt hatte, daß der Beklagte 
den Versuch gemacht habe, sich 2 000 DM zu verschaffen, 
um damit die dem Kläger . zugefallene Hypothek abzulösen«
Es handelt sich um einen in diesem Rechtszug unzuläs­
sigen Angriff gegen die Beweiswürdigung des Berufungsge­
richts, wenn die Revision es beanstandet, daß das Beru­
fungsgericht bei Würdigung eines Briefes des Zeugen Tebbe, 
in dem von der Geldbeschaffung die Rede ist, auf den un­
mittelbaren Zusammenhang zwischen dem Grundstückskauf­
vertrag und der Geldbeschaffung hinweist, und wenn die 
Revision dazu ausführt, dieser Zusammenhang könne auch 
ein rein zeitlicher gewesen sein. Wenn das Berufungs­
gericht dabei erwähnt, daß der Kläger im Ermittlungs­
verfahren angegeben hat, er habe 2 000 DM vom Beklagten 
ausbezahlt erhalten, so ist nicht anzunehmen, das Beru­
fungsgericht hätte übersehen, daß dieses Geld unbestrit­
tenermaßen in Wirklichkeit nicht bezahlt worden ist« Das 
Berufungsgericht hat den Beklagten ja gerade zu dieser 
Zahlung verurteilt.

d) Der Kläger hat für 'seine Behauptung, es habe sich 
nur um einen Scheinvertrag gehandelt, auch ins Feld ge­
führt, der Kaufpreis sei zu niedrig, und einen Wert von 
mindestens 10 000 DM behauptet, für den der Kläger sich 
auf ein zu erholendes Sachverständigengutachten bezogen 
hat. Das Berufungsgericht hat lediglich eine Auskunft 
der Gemeindeverwaltung eingeholt, die mitteilte, der Ein­
heitswert betrage 5 200 DM, der Verkaufswert würde bei 
8 000 D2I liegen. Der Kläger selbst hatte u«a. ausgeführt, 
ein Bauunternehmer C f H M  habe das Grundstück auf 8 -
10 000 DM geschätzt. Wenn das Berufungsgericht unter die- »sen Umständen die Auskunft der GerneindeVerwaltung, die 
in dörflichen Verhältnissen, anders als die Revision meint, 
über den Wert im Dorfe liegender Anwesen meist gut Be-
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scheid weiß, zugrunde gelegt hat und von einer weiteren 
Beweiserhebung durch Sachverständigengutachten abgesehen 
hat, so liegt darin kein Rechtsverstoß.

Der Kläger hat das Anwesen jedoch nicht etwa für 
8 000 DM, sondern sogar nur für 5 000 DM verkauft» Die 
Revision meint, es widerspreche der Lebenserfahrung, 
daß ein mittelloser Hauseigentümer sein Grundstück mit 
einem Hachlaß von 5 000 DM (die Revision geht dabei 
von einem Wert von 10 000 DM aus) ohne Barzahlung ver­
kauft, wobei die Revision in erster Linie auf die Aus­
sage des Beklagten selbst hinweist. Ihr ist zuzugeben, 
daß mit Rücksicht auf die Pflicht des Gerichtes, das 
Ergebnis der Beweisaufnahme für die latsachenfestStel­
lung zu verwerten und die für die richterliche Überzeu­
gung leitenden Gründe im Urteil anzugeben (§ 236 ZPO), 
die Ausführungen des Berufungsgerichts zur Höhe des 
Kaufpreises nicht ̂ ausreichen. Es'läßt sich die Möglich­
keit nicht ausschließen, daß das Berufungsgericht cie 
in diesem Zusammenhang sehr auffällige*’ Angabe des Be­
klagten übersehen hat, der Kläger habe ohne ersicht­
lichen Grund, insbesondere auch ohne ein entsprechen­
des Verlangen des Beklagten, die ursprünglich mit 
8 000 DM abgesprochene Kaufpreiseumme auf 5 000 DM 
herabgesetzb. Das erscheint umso bedenklicher, als 
der Zeuge L ^ | ,  der ein früheres Angebot des Klägers 
zu 5 000 DM an*ihn bekundet hat be, seine Aussage, worauf 
die Revision tinweist, selbst als nicht genau bezeichnet 
hatte und der weitere Zeuge M f H B  zu diesem Punkt eige­
nes unmittelbares Sachwissen nicht hatte, sondern sich 
auf eine Erzählung des Zeugen stütz be.t '

j
e) Die als Zeugen vernommenen Eltern des Klägers,

Asein Bruder Gert und seine Schwägerin Eoolke 
haben als Zeugen bekundet, der Beklagte habe selbst 
abends nach dem Abschluß des Kaufvertrages ihn als
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Scheinvertrag bezeichnet« Daß das Berufungsgericht 
bei der Würdigung dieser die Klage stützenden Zeugen­
aussagen die gleichlautende Aussage der Tochter des Be­
klagten, der Zeugin Elfriede nicht erwähnt
hat, ist zwar, entgegen der Auffassung der Äevision, 
kein Reoitsverstoß, da der Tatrichter nicht ausnahms­
los jede Zeugenaussage erörtern muß (BGHZ 3, 175) und 
das schlechte Verhältnis zu dem Kläger die Zeugin trotz 
ihrer Eigenschaft als seine Tochter mit den übrigen oben 
genannten Zeugen in eine Linie stellte® Den an die Be­
gründ ungspf licht nach § 286 ZPO zu stellenden Anforde­
rungen genügt es jedoch, wie der Revision zuzugeben 
ist, unter den Umständen des gegebenen Falles nicht, 
wenn das Berufungsgericht die Bekundungen der Zeugen 
mit der Erwägung beisei beschiebt, die Bekundungen seien 
unvereinbar mit dem Verhalten und dem Reden ces Beklagten 
und des Klägers in den Wochen und Monaten nach Abschluß 
des Vertrages. Um welches Verhalten es sich hierbei san­
delt und welche Tatsachen das Berufungsgericht in diesem 
Zusammenhang als feststehend erachtet$ bleibt ungewiß«
Die entsprechende Darlegung wäre umsomehr geboten gewe­
sen, als trotz der in den entscheidenden Punkten völlig 
widersprechenden Sachdarstellung der Parteien das Land­
gericht und das Oberlandesgericht von den genannten Zeu­
gen keinen persönlichen Eindruck hatten, vielmehr die 
Beweisaufnahme in die Hände des ersuchten Richters ge­
legt war«

f) Daß der Kläger eine Reihe von Zahlungen gelei­
stet hat', die der Beklagte nach dem Inhalt des Kaufver­
trages hätte leisten müssen, hat das Berufungsgericht 
nicht übersehen, jedoch den vom Kläger gewünschten 
Schluß, es müsse sich also um einen Scheinvertrag han­
deln, nicht gezogen, insbesondere deswegen, weil auch 
der Beklagte u.a. für dem Kläger gewährte Verpflegung 
und für Holzlieferung Forderungen gegen den Kläger zu
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stellen gehabt habe und die Leistungen und Gegenlei­
stungen der Parteien sich nahezu völlig entsprochen 
hätten*

Mit Recht rügt jedoch die Revision in diesem 
Zusammenhang die Übergehung eines Beweisanträges« Das 
Berufungsgericht bezeichnet den Umstand, daß die Par­
teien trotz des Kaufes einen Mietvertrag über Räume im 
Kaufobjekt geschlossen haben, wobei der Beklagte im ge­
kauften Haus mietete, als einen schwer verständlichen 
Gegensatz und möglicherweise als greifbaren Anhalt dafür, 
daß der Kaufvertrag nicht ernstlich gemeint gewesen sein 
könne. Es bezeichnet aber schließlich die Darstellung 
des Beklagten, daß der Mietvertrag bei einer etwaigen 
Zwangsversteigerung des Grundstücks durch Gläubiger des 
Klägers den Beklagtem habe schützen sollen, als denkbar. 
Hierzu hatte aber der Kläger v.orgetragen, daß nicht nur

' . sder Mietvertrag abgeschlossen worden sei, sondern daß 
der Beklagte die Miete anfangs zweimal bezahlt habe und 
ausdrücklich über die Zahlung als Mietzahlung quittiert­
worden sei. Der Kläger hatte sich insoweit auf das Zeug­
nis der Frau Tebbe F ^ m ^  bezogen, und die Vorlegung 
eines die Mieteuittung enthaltenden Notizbuches vom Be­
klagten "unter Eideszwang" verlangt. Der Kläger hatte 
dazu noch ausgeführt, möglicherweise sei gleichzeitig 
ein Betrag von je 2,- DM Stromkostenanteil vom Beklag­
ten gezahlt worden. Zu diesen Behauptungen und Beweis­
angeboten hat das Berufungsgericht keine Stellung ge­
nommen. Allerdings handelt es sich zum Beweis der Schein­
natur des Kaufvertrages nur um Indizien, und das Beru­
fungsgericht brauchte diese Beweise nicht zu erheben, 
wenn es keinen Schluß im Sinne der Klage aus ihnen 
glaubte ziehen zu können (BGH IV ZR 68/f>? 20. Kr. b/frn 
LM § 539 ' Nr 1 ZPO)« Das kann aber nicht ohne wei­
teres angenommen werden, weil das Berufungsgericht die 
vom Beklagten gegebene Erklärung für den Mietvertrag
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nicht als überzeugend, sondern nur als denkbar bezeich­
net« Außerdem ist seine Erwägung, eine Mietforderung 
hätte für den Kläger keinen Zweck gehabt, da er den 
Vertrag ja geschlossen haben wolle, um keine pfändba­
ren Gegenstände mehr zu haben und er die Forderung im 
Fall der Zwangsvollstreckung hätte angeben müssen, in 
diesem Zusammenhang bedenklich, da dieser Grund für d*en 
ganzen Kaufvertrag zutreffen würde, der als Scheinver­
trag das Eigentum beim Kläger belassen hätte. Mit Recht 
wendet cie Revision hier ein, daß es von der Vorstellung 
des Klägers aus auf den Eindruck nach außen habe ankom­
men müssen. Dazu kommt, daß das Berufungsgericht an­
scheinend auf Grund der Aussage der Zeugen N ^ ^ H I  und 
trotz der Aussage des Zeugen Tebbe F ^ ^ f H ,  der Kläger 
habe zweimal 18,- DM in seiner Gegenwart bezahlt, es als 
feststehend bezeichnet (S 12 des Berufungsurteils), daß 
der Beklagte zweimal je 20,- DM an den Kläger bezahlt 
habe- Zahlungen, deren Charakter als Hypothekzins oder 
Mietzahlung strittig war. Die Möglichkeit, daß bei zeu­
genschaftlichem und urkundlichem Nachweis einer Mietzah­
lung des Beklagten das Berufungsgericht zu einer anderen 
Beurteilung der Ernstlichkeit des Kaufvertrages gekommen 
wäre, ist nicht auszuschließen.

C.
Wegen dieser Möglichkeit und der zu B d) und e) 

aufgezeigten Rechtsverstöße war das Berufungsurteil - 
notwendigerweise auch insoweit,, als auf den Hilfsantrag 
zugunsten des Klägers erkannt war - aufzuheben und die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an 
die Vorinstanz zurückzuverweisen, der auch die Entschei­
dung über die Kosten der Revision zu übertragen war.
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Auf die weiteren Revisionsrüg®*1» di® zu- ®iner 
Sachentscheidung des Revisionsgerichts nicht hätten 
führen können, kommt es wegen der Zurückverweisung 
nicht mehr an.

Dr„ Tasche Schuster Dr« Oechßler
Dr. G-roßmann Dr» 'Spieler
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